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12/1998 

in die Welt 
^ön morgen 

Generalsekretär 
Peter Hintze zur 
Werbelinie und 
*um Wahlkampf- 
Slogan der CDU: 

je 
Wie ^UroPäischen Farben so überzeugend 
*W!e ^DU, und kein anderer deutscher 

^ine andere politische Kraft in 
Deutschland vertritt die deutschen 

^iro ker wird so eng mit Deutschland und 
Di,.. JJa in Verbindung gebracht wie Hel- 

K 
etils ,e§en harjen wir uns für ein Bildmotiv 
r°Päi   Lden' das die deutsche und die eu" 

' che Flagge harmonisch zusammen- 

führt. Ein ganz neues Design signalisiert: 
Die CDU tritt für ein erfolgreiches 
Deutschland in einem vereinten Europa an. 
„Sicher in die Welt von morgen" - diese 
Basisaussage intoniert die politische 
Grundmelodie unseres Wahlkampfes und 
beschreibt die große Aufgabe, vor der wir 
stehen. 

• 1982/83 ging es um die Erneuerung der 
alten Bundesrepublik, 

• 1990 und in den Folgejahren um die 
Entfaltung der deutschen Einheit, 

• 1998 geht es um den Weg in ein neues 
Zeitalter. 

Fortsetzung auf Seite 3 



Kurz & gut 

Erstmals seit 
vier Jahren 

wird bis zum Jahresende 
die Zahl der Arbeitslosen 
sinken. Sie wird nach 
dem Jahreswirtschafts- 
bericht 1998 um rund 
200.000 deutlich niedri- 
ger liegen als Ende 1997. 
Hans-Peter Repnik, stell- 
vertretender Vorsitzender 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: Die Talsohle 
der Arbeitslosigkeit ist 
durchschritten. 

Vom Vermieter- 
zum Mietermarkt 
Rund 4 Millionen neue 
Wohnungen werden seit 
1998 bis zum Ende dieses 
Jahres fertiggestellt sein, 
2,2 Millionen allein in die- 
ser Legislaturperiode. Die 
Folge: Der Mietindex, der 
zweitweise auf fast 6 Pro- 
zent geklettert war, geht 
kontinuierlich zurück und 
tendiert aktuell gegen 
2 Prozent. Von einem 
„Preistreiber" Miete kann 
keine Rede sein. 

Gewaltig 
aufgeholt 

35 Milliarden Mark hat 
die Bahn in den Jahren 
1994 bis 1997 für Moder- 
nisierungsinvestitionen 
ausgegeben. Bis 2002 
werden es insgesamt 80 
Milliarden Mark sein. Die 
Koalitionsparteien haben 
mit der Bahnreform eine 
revolutionäre Entschei- 
dung getroffen und die 
Wettbewerbssituation 
der Bahn entscheidend 
verbessert. 

Mit einem 
ganztägigen 

Kongreß in Bonn 
will die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion am 28. 
Mai im Konrad-Adenau- 
er-Haus die Bedeutung 
von Fremdenverkehr und 
Tourismus als Wirt- 
schaftszweig mit noch 
nicht voll ausgeschöpftem 
Arbeitsplätzepotential 
herausstellen. Bereits 
heute sind der erfolgrei- 
chen Wachstumsbranche 
2 Millionen Arbeits- und 
80.000 Ausbildungsplätze 
zuzuordnen. 

In der SPD herrscht ein heilloses steuerpolitisches Chaos 
Was auf den 
Steuerzahler un- 
ter einer SPD- 
geführten Bun- 
desregierung 
zukäme, bleibt 
völlig unklar: • 
Schröder will 
den Steuersatz 
auf unter 49 Pro- 

zentsenken • 
SPD-Fraktions- 
vize Dreßler 
„leuchtet dies 
gar nicht ein" • 
Clement (NRW) 
möchte einen 
Spitzensteuer- 
satz bei 43 bis 45 
Prozent» die 

Jusos lehnen 
generell jede 
Absenkung des 
Spitzensteuer- 
satzes ab. - 
Kanzleramts- 
chef Friedrich 
Bohl: Schröder 
und Lafontaine 
müssen endlich 

Klarheit schaf- 
fen. Ihr ganzes 
Wahlprogramm 
bleibt sonst 
„fauler Zauber". 

Dessen Kosten 
von über 100 
Milliarden Mark 
pro Jahr werden 
heute schon zur 

Hauptsacheden 

Unternehmen 

aufgelastet. 
Jeder Absen- 
kungspunkt ver- 

größert die oh- 
nehin klaffende 
Deckungslücke 

um weitere 3 
Milliarden Mark. 

I DAS WICHTIGSTE I |\|R 
DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

„Gerhard Schröder hat seine 

staubige Anti-EURO-Platte kurz f'f 

dem Ärmel abgewischt und wiede' 

aufgelegt. Soll das alte Lied zum 

Wahlkampf Schlager werden?" 

 Hannoversche Allgemeine Zeitunfl- 

CDU-Generalsekretär Peter Hintze: 
Der EURO ist unser Schlüssel zum Erfolg 

Das Parteipräsidium der CDU hat die Teilnahme 
Deutschlands an der gemeinsamen europäischen 
Währung einstimmig zugestimmt und damit das 
Jahrhundertprojekt EURO auf den Weg gebracht. 

Bereits vor seinem Start hat, wie Generalsekretär 
Peter Hintze auf einer Pressekonferenz am 30. März 
im Bonner Konrad-Adenauer-Haus erklärte, der 
EURO eine beispiellose Erfolgsstory geschrieben. 
Mit den strengen Kriterien des Vertrags von Maas- 
tricht hat er eine positive Vorwirkung entfaltet: 

• Geldwertstabilität, wie sie einmalig in der Ge- 
schichte ist, 

• historisch niedrige Zinsen, 

• ein großes Zutrauen nicht nur in die D-Mark, son- 
dern auch in die neue europäische Währung. 

Großen Aufgaben nicht gewachsen 

Wenn demgegenüber - so Hintze - der Kandidat der 
sozialdemokratischen Partei, Herr Schröder, den 
EURO eine „kränkelnde Frühgeburt" nennt, dann 
macht er damit deutlich, daß er für Aufgaben von hi- 
storischem Rang nicht das notwendige politische 
Gewicht hat und ihnen nicht gewachsen ist. 

Da die nächste Bundesregierung in den Jahren 
bis 2002 die wichtige Aufgabe hat, die Stabilität o ^ 
neuen gemeinsamen Währung sicherzustellen,      r 

den die richtigen Beschlüsse dazu bereits Thema 
zentralen Auseinandersetzungen im Bundestag5 

wahlkampf sein. 

Starker Kanzler - starker EURO! 

Peter Hintze: „Unser Grundsatz ist: starker Kan^f 
starker EURO! Helmut Kohl bringt mehr Gewic"^. 
die europäische Waage als alle Herausfordere',   _ 

sitzenden und Spitzenleute zusammen, die die 
gegen ihn aufbietet." 

Der Bundeskanzler habe, was die weitere EufP ^ 
litik angeht, bereits heute angekündigt, währen    ^ 
deutschen Präsidentschaft in der ersten Jahres 

1999 folgende Schwerpunkte zu setzen: 

• Abbau der Bürokratie in Brüssel und 

• Stärkung des Subsidiaritätsprinzips - das he1    •„. 
alle Vorteile einer Zuständigkeitsverteilung 

geschränkt nutzen, wonach sich ohne Not K 
Entscheidungsebene von der nächsthöhere 
ihre Belange „reinzuregieren" lassen braue 

Anzeige mit Nachspiel 
Die 650.000 Mark teu- doch die SPD auffälli- 
re Pro-Schröder-An- gerweise am selben 
zeigen-Kampagne Tag keine eigenen An- 
zum Schluß des nie- zeigen mehr schalte- 
dersächsischen Wahl- te. Auffällig auch, daß 
kampfs wird ein die Schröder-Regie- 
Nachspiel haben. Die rung für Interessen 
CDU in Hannover will just jener Branche 
von Schröder wissen, eingetreten ist, aus 
ob er wirklich nichts der der Anzeigen-Auf- 
davon wußte, wo traggeber stammt. 

Gleich mehrfach falsch 
Schröder will als Kanz- 
ler darauf drängen, 
daß die Unternehmen 

zwei Jahre lang auf 
Entlassungen verzich- 
ten. Wie soll das ge- 
hen? fragt die Süd- 
deutsche Zeitung. Wer 
soll sich wozu ver- 
pflichten? Soll der Ge- 
samtmetall-Chef für 

Hunderttausende* 

Mitgliedern sprec« 
können? Soll eine 
Firma lieber Konku 

anmelden, als sie" 

einigen Mitarbeite ^ 

trennen? Zusage"' 
der SPD-Kandidat s 
sich vorstellt, „wae 

lediglich in den Win 

gesprochen' 

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle • Hauptabteilung Öffentlichkeitsarbeit • Konrad-Adenauer Haus • 53113 Bonn 
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Fortsetzung von Seite 1 

p lr sind mitten im Anbruch einer neuen 
Poche, und unser Slogan sagt: Wir wer- 
en Deutschland sicher in die Welt von 

m°rgen führen. 

Richer in die Welt von morgen" ist ein 
^sprechen, mit dem wir in den Wahl- 
arnpf ziehen, dessen Einlösung aber be- 
e,ts begonnen hat. 

s 
as Zukunftsprogramm der CDU, des- 

,en erster Diskussionsentwurf jetzt vor- 
e8t, Hegt auf der Linie unserer Basis- 
Ssage für die Bundestagswahl. Es 

, Zeichnet, was wir heute tun müssen, 
aniit wir in der Welt von morgen 
'Urechtkommen. 

^»r ziehen in den Wahlkampf 
11 einem großen Paket inhaltlicher Aus- 

' §en und mit einem Bundeskanzler, der 
Poche gemacht hat und an der Schwelle 

Wichtiger Termin 
Antragsfrist für den 10. Parteitag 
vom 17. bis 19. Mai 1998 ist Montag, 
20. April 1998, 24.00 Uhr. Anträge, " 
die nach diesem Datum bei der 
Bundesgeschäftsstelle eingehen, kön- 
nen nicht mehr im regulären Verfahren 
berücksichtigt werden; sie müßten 
ggf. als Initiativ-Anträge auf dem Par- 
teitag eingebracht werden. 

Um unnötige Schreibarbeiten zu ver- 
meiden, sollten Anträge in Datenform 
per Diskette oder als X.400-Post über- 
sandt werden. 

zum 21. Jahrhundert ein erfolgreiches 
Deutschland in einem vereinten Europa 
am überzeugendsten repräsentieren und 
führen kann. 

% CDU-Zukunfts- 
Programm 

2
auPlan für die Brücke ins 

• Jahrhundert. Seite 5 

j*Jideskanzler Helmut Kohl: 
J* Ziel meiner Politik ist, 
J h   uern in Deutschland 

c"haltig zu senken. Seite 6 

J Beschäftigung 
ArtTrendwende auf dem 

Seit ltSmarkt verfesti8e sich- 

•EURO 
^ Übereinstimmung mit dem 
Sl| ""dgesetz. Bundesverfas- 
desbricht verwirft Bun- 
Sej'

erfi,ssungsbeschwerde. 

Seh«. Kauen: Schröder unter- 
Seite n den Mittelstand. 

&ühJ*flege/Betreuung 
^sregierung unterstützt 

^nd 

HEUTE AKTUELL 
längere Frist bei der Heim- 
personalverordnung. Seite 12 

• Sicherheitspolitik 
NATO-Osterweiterung: Mehr 
Sicherheit in Europa. 
Seite 16/17 

• Natur- und Arten- 
schutz 

Flora-Fauna-Habitat-Richli- 
nie: CDU hält an Ausgleichs- 
regelung und Vertragsnatur- 
schutz fest. Von Reimer Böge. 
Seite 18 

• Mecklenburg- 
Vorpommern 

Den Blick nach vorn - ge- 
meinsam die Zukunft mei- 
stern. CDU-Landesparteitag 
in Sternberg. Seite 20 

• Kurz & bündig 
ARGUMENTE. Zu den 

Vorteilen der Magnet- 
schwebebahn Transrapid. 
Seite 23/24 

• UiD Extra 
Helmut Kohl: Wir sind auf 
einem guten Weg, das ge- 
meinsame Haus Europa zu 
errichten. Regierungser- 
klärung des Bundeskanzlers 
am 2. April. Innenteil 

• Dokumentation 
Wir haben viel bewegt. Lei- 
stungsbilanz 1994-1998. Teil 
II. Mit einem Stichwortver- 
zeichnis für beide Teile. 
Grüner Teil 

■       Hinweis     ■ 
Die beiden Dokumentatio- 
nen mit der Leistungs- 
bilanz sind auch in unse- 
rem Versandzentrum in 
Versmold zu beziehen: 
Teil 1: Bestell-Nr.: 5361 
Teil 2: Bestell-Nr.: 5367 
Verpackungseinheit: 
50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 30 - DM. 
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Erster Diskussi 
für ein 

onsentwurf 

Zukunfts- 
oroqramm 

** A*r fhrktlich der Christlich 
Demokratischen 

Union Deutschlands 

CDU 
• Zukunftsprogramm der CDU 
Erster Diskussionsentwurf 
Diese Broschüre können Sie kostenlos  r 
bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle ^ 
der Fax-Nr.: (0228) 5 44-4 82 anforder' • 
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Zukunftsprogramm der CDU 

Bauplan für die Brücke 
ins 21. Jahrhundert 

^olfgang Schäuble, Vorsitzender 
er Programmkommission, und Ge- 

neralsekretär Peter Hintze haben 
1113. April einen ersten Diskussi- 

°nsentwurf für ein Zukunftspro- 
^mm der CDU der Öffentlichkeit 
0rgestellt. Dieses Papier dient als 
Endlage für die Programmdis- 

*ÜSs*on innerhalb der CDU. 
e Hauptziele unseres Zukunftspro- 

^ms sind: 

Arbeit und Beschäftigung für alle, 

^Itgeltung für Innovationen „Made in 
Germany", 
eiies der leistungsfähigsten Bildungs- 
Sterne der Welt, 

'n schlanker, unbürokratischer 
üienstleistungsstaat, 
ein Sozialstaat, der Solidarität ebenso 

le Eigenverantwortung mobilisiert, 
e'ne neue Kultur der Selbständigkeit 
Und der nachbarschaftlichen Hilfe, 
lne Erneuerung der sozialen Gemein- 

^haften und des ehrenamtlichen Enga- 
Ä Zements, 

Jn freiheitlicher Rechtsstaat ohne 
Furcht 
ein 

vor Verbrechen, 
einiges und handlungsfähiges Europa, 
e Welt mit weniger Krieg, weniger 

^ünger und Elend, weniger Umwelt- 

Cstörung- 
Vs? ung Schäuble hat anläßlich der 
vor J| llun8 des Zukunftsprogramms 

;r Presse mit Nachdruck betont: 

Wolfgang Schäuble, Vor- 
sitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: wir 
wollen eine Debatte über 
die Zukunftsfragen unse- 
res Landes führen. 

„Es geht uns 
darum, ein 
ehrliches Pro- 
gramm vor- 
zulegen. Wir 
wollen nicht 
in einen Wett- 
lauf der be- 
langlosen Be- 
liebigkeiten 
eintreten, 
sondern wol- 
len eine in- 
haltliche De- 
batte über die 
wirklichen Zukunftsfragen unseres Landes 
führen. Das Programm ist in vielen Berei- 
chen eine Herausforderung. Manches liest 
sich fast wie Zumutungen. Der Weg der 
Union ist anstrengender. Wir sind nicht der 
billige Jakob, der allen alles verspricht - 
und das noch umsonst." 

Die Ergebnisse Programmdiskussion wer- 
den in das gemeinsame Wahlprogramm 
von CDU und CSU einfließen. 

Anregungen und Anderungs- 
vorschläge 

Die nächste Sitzung der Wahlprogramm- 
kommission findet am 27. April 1998 
statt. Der Bundesvorstand beschäftigt sich 
mit dem Papier am 30. April. Anregungen 
und Änderungsvorschläge, die die Partei 
zu dem Papier machen wird, werden im 
Verlauf der weiteren Diskussion berück- 
sichtigt. Der Diskussionsentwurf ist un- 
mittelbar nach Veröffentlichung den 
Kreisvorsitzenden zugegangen. ■ 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Ziel meiner Politik ist, die 
Steuern nachhaltig zu senken 

Zur aktuellen Diskussion um den Ent- 
wurf des Zukunftsprogramms der CDU 
gab der Parteivorsitzende, Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl, der Bild-Zeitung das 
folgende Interview: 

Frage: Herr Bundeskanzler, zwischen 
CDU und CSU ist ein Streit über Öko- 
steuern entbrannt. Müssen sich die 
Bürger bei einem Wahlsieg der Koaliti- 
on auf höhere Steuern einstellen? 

Helmut Kohl: Nein, Ziel meiner Politik 
ist, die Steuern in Deutschland nachhaltig 
zu senken. Neue Arbeitsplätze können wir 
nur schaffen, wenn wir unsere internatio- 
nale Konkurrenzfähigkeit erhalten und 
weiter ausbauen. Deshalb brauchen wir 
zwingend die große Steuerreform. 
Im Gegensatz dazu stehen SPD, Grüne 
und PDS für eine Politik der höheren 
Steuern und Abgaben. Mit Schocktherapi- 
en, z.B. einem Benzinpreis von 5 DM pro 
Liter, lassen sich die Probleme in Deutsch- 
land nicht lösen und läßt sich erst recht 
nicht die Wirtschaft beleben. 

Frage: Halten Sie die Einführung einer 
Ökosteuer vor dem Hintergrund der zu- 
nehmenden Umweltverschmutzung für 
grundsätzlich sinnvoll? 

Helmut Kohl: Deutschland ist weltweit 
Vorreiter bei der Verminderung des klima- 
schädlichen Kohlendioxyds. Unsere natio- 
nalen Maßnahmen machen jedoch auf 
Dauer nur Sinn, wenn wir auch in Europa 
weitere Fortschritte erzielen. Trotz aller 
Schwierigkeiten und Hindernisse werde 
ich alles daransetzen, daß wir in Europa 
zu einer gemeinsamen Lösung kommen. 
Erforderlich ist eine harmonisierte Rege- 

lung der Energiebesteuerung in Europa, 
die für Deutschland keine Wettbewerbs- 
nachteile bringt. Ziel meiner Politik ist es. 
daß die Schöpfung bewahrt und die Um- 
welt geschützt wird. Dazu gehört in be- 
sonderer Weise der Schutz des Weltklimas 

und der Erdatmosphäre. Dies ist in unser 
aller Interesse und eine moralische Ver- 
pflichtung gegenüber unseren Kindern. 

Frage: Muß Deutschland Vorreiter be* 
der Einführung einer Ökosteuer sein- 

Helmut Kohl: Nationale Alleingänge 
kommen für mich und die CDU nicht in 
Frage, weil sie unsere Wirtschaft einseitig 
belasten, ihre Wettbewerbsfähigkeit bed11' 
trächtigen und damit Arbeitsplätze in 
Deutschland vernichten würden. Deshalb 
gibt es mit mir und der CDU keine Öko- 
steuer. 

Frage: Werden CDU und CSU noch **} 
gemeinsames Wahlprogramm festlegt 

Helmut Kohl: Wolfgang Schäuble und 
die Programmkommission der CDU hv° 
einen guten ersten Diskussionsentwurt 
ein Zukunftsprogramm der CDU vorge- 
legt. An diesem Programm wird in den 
nächsten Wochen weitergearbeitet. Sely 
verständlich finden auch Gespräche rm1 

der CSU über ein gemeinsames Wahlpr 

gramm der beiden Unionsparteien statt- 
Eine erste Beratung des Programment-. 
wurfs der CDU erfolgt am 30. April W 
im CDU-Bundesvorstand. Die Unionsp^ 
teien werden - wie schon bei den verg 
genen Bundestagswahlen - mit einen\.f 
gemeinsamen Programm vor die Wah 
treten. ^fl 

Bild 8. April % 
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Die Trendwende auf dem 
Arbeitsmarkt verfestigt sich 

*! den neuesten Arbeitsmarktzahlen 
ch     te ^er w'rtscnaftsPont'sche Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
n' Gunnar Uldall: 
01 dritten Monat in Folge sind in West- 

s 
utschland die Arbeitslosenzahlen medd- 

le r als im Vergleichsmonat des Vorjahres, 
dauerlicherweise sind die Arbeitslosen- 

v
ahlen in Ostdeutschland noch höher als 

emem Jahr. Dieses ist aber nicht auf ei- 
w

e allgemein schlechte wirtschaftliche Ent- 
Klung in den neuen Bundesländern 

p yckzuführen, sondern vor allem auf die 

lioK *n e^ner e'nzemen Branche, näm- 
h der Bauwirtschaft. 

ahl der Kurzarbeiter rückläufig 

^T müssen die überhöhten Kapazitäten, 
nach der Wiedervereinigung aufgebaut 
den, dem tatsächlichen Bedarf ange- 
^erden. Besonders hervorzuheben ist 

^ckläufige Zahl der Kurzarbeiter, die 

Paßt 
die 

sowohl in den alten als auch in den neuen 
Bundesländern deutlich zurückgegangen 
ist. In Gesamtdeutschland sank diese Zahl 
um rund 120.000. 

Offene Stellen auch in 
Ostdeutschland 
Positiv ist ebenfalls die Zunahme der offe- 
nen Stellen in Ost- und Westdeutschland. 
In beiden Teilen Deutschlands zusammen 
können die Arbeitsämter fast l/2 Million 
offene Stellen anbieten. Da nicht alle offe- 
nen Stellen den Arbeitsämtern gemeldet 
werden, dürfte die tatsächliche Zahl noch 
höher liegen. 

Die Zahlen zeigen: Der Standort Deutsch- 
land hat den turn-around geschafft. Es gilt 
jetzt, die Bemühungen um eine weitere po- 
sitive Entwicklung verstärkt voranzutrei- 
ben. Die durchgeführten Reformmaßnah- 
men dürfen nicht zurückgedreht werden. 

Lehrstellenaktion „100 plus" 
D«e CDU Erftkreis hat 1997 mit ih- 
rer erfolgreichen Aktion „100 plus" 
gezeigt, daß Unternehmer trotz aller 
Unkenrufe bereit sind, Lehrlinge 
auszubilden. 
j'Über 100 zusätzliche Lehrstellen 
K°nnte die CDU Erftkreis aufgrund ih- 

r Bemühungen dem Arbeitsamt mel- 
j^ ein tolles Ergebnis", so CDU- 

re'sgeschäftsführer Michael Arntz. 

f 
le Aktion wird auch im Jahr 1998 
^gesetzt. Vor wenigen Tagen hat die 

CDU erneut ihre Aktion „100 plus" 
gestartet. In dieser Zeit konnten be- 
reits 23 Lehrstellen dem Arbeitsamt 
als Kooperationspartner der Aktion 
gemeldet werden. Ziel der Aktion in 
Zusammenarbeit mit der Kreishand- 
werkerschaft und dem Arbeitsamt ist 
es, jedem Bewerber im Erftkreis eine 
Lehrstelle anbieten zu können. 

Weitere Informationen können über 
das CDU-Aktionstelefon unter 
(0 22 34) 1 71 19 abgerufen werden. 
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In Übereinstimmung mit dem Grundgesetz 
Bundesverfassungsgericht verwirft 
Verfassungsbeschwerde zur Fest- 
legung der Teilnehmerstaaten an 
der EURO-Zone. 
Das Bundesverfassungsgericht hat ein- 
stimmig zu den anhängigen Verfas- 
sungsbeschwerden des Herrn Profes- 
sors Dr. Hans Heinrich Rupp, des 
Herrn Dr. Wilhelm Hankel, des Herrn 
Dr. Wilhelm Nölling, des Herrn Pro- 
fessors Dr. Karl Albrecht Schacht- 
schneider und des Herrn Dr. Dr. Joa- 
chim Starbatty erklärt: „Die Verfas- 
sungsbeschwerden werden verwor- 
fen." In seiner Begründung weist das 
Bundesverfassungsgericht darauf hin, 
daß die Verfassungsbeschwerden 
„offensichtlich unbegründet" sind. 

Die Bundesregierung sieht diese Ent- 
scheidung als eine eindeutige Bestäti- 
gung ihrer Position an, daß das von ihr 
vorgesehene Verfahren zur Festlegung 
der Teilnehmerstaaten an der EURO- 
Zone in Übereinstimmung mit dem 
Grundgesetz und dem Maastricht-Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 12. Oktober 1993 steht. 
Die Bundesregierung begrüßt, daß 
sich damit - entsprechend dem Kabi- 
nettsbeschluß der Bundesregierung 
vom 27. März 1998 - der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat mit der 
Festlegung der Teilnehmer befassen 
können und die Staats- und Regie- 
rungschefs am 2. Mai 1998 darüber 
entscheiden werden. 

Kommentare 
Großes Bauwerk 
Eine bedeutende Stunde im Bundestag: 
Nach der Wiedervereinigung ist Deutsch- 
land nun endgültig auf dem Weg in ein 
vereintes Europa. Konrad Adenauer, Willy 
Brandt, Helmut Schmidt und Helmut Kohl 
- die großen Kanzler der großen Volkspar- 
teien haben Stein für Stein dieses Bauwerk 
geschaffen. Über alle Parteigrenzen hin- 
weg wurde dem Lebenswerk dieser Män- 
ner gestern Respekt gezollt. Der Bürger 
empfand es als wohltuend, daß Politiker in 
wichtigen Stunden Wahlkampfgezänk auch 
mal vergessen können. Bild 

Der EURO kommt 
Der EURO kommt, und zwar im vorgese- 
henen Zeitplan. Wer daran bisher gezwei- 
felt, vielleicht auf eine Verschiebung ge- 
hofft hat, wurde gestern gleich zweimal 
eines anderen belehrt. Zunächst wies das 
Bundesverfassungsgericht die Klage von 

vier Professoren gegen die Einführung "e 

Europa-Währung und eine andere Be- 
schwerde ab - und das nicht aus formula 
sondern aus inhaltlichen Gründen. Wen1" 
Stunden später verabschiedete der 
Bundestag - nur gegen die Stimmen de* 
PDS - ein EURO-Einführungsgesetz. D°* 
regelt Einzelheiten für die Zeit zwisclu'" 
1999 und 2002, wenn EURO und D-W\ 
nebeneinander gelten sollen. Doch dß"a 

tiert wurde ge.ste.rn nicht über eher teert' 
nisch- finanzwirtschaftliche Details, soft' 
dem vor allem über Grundsatzfragen (*e 

weiteren Wegs Europas. So nahm die      , 
Debatte als gegeben vorweg, was f"nlie , 
erst am 23. und 24. April in Bonn berat 
werden soll: den Beitritt Deutschlands l 
Europäischen Wirtschafts- und Wähi'""^ 
union. 

Einen Weg ohne den EURO gibt es nie1'1. 

Darin waren sich Bundeskanzler Koh<- , 
Bundesfinanzminister Waigel, SPD'^   . 
Lafontaine, EDP-Chef Gerhardt undWj 
Grüne Fischer einig.        Rheinische " 
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Schröder unterschätzt den Mittelstand 
u den Äußerungen von Gerhard 
chröder, eine ganze Reihe mittelstän- 

.,scher Firmen würde die Einführung 
es EURO nicht überleben, erklärte der 
undesvorsitzende der Mittelstands- 
^d Wirtschaftsvereinigung der 

^°U/CSU, Peter Rauen: 

d le Einführung des EURO wird gerade 
en kleinen und mittleren Unternehmen 

große Vorteile bringen. Herr Schröder 
rsteht offenbar nicht, daß gerade diese 
hernehmen sich durch ihre große Fle- 
.'lität und Innovationsfähigkeit aus- 

, lchnen. Daher wird die Einführung 
p s EURO dem Mittelstand weniger 
d
r°bleme machen als Herrn Schröder, 
r Von einer „kränkelnden Frühgeburt" 

sPncht. 

do
er sich jedoch wie die SPD für die 

, Ppelte Preisauszeichnung einsetze und 
^'t die Kosten beispielsweise im Be- 

reich des Handels unnötig erhöhe, so 
Rauen weiter, tue allerdings viel dafür, 
zusätzliche Belastungen für den Mittel- 
stand bei der EURO-Einführung zu 
schaffen. 

Arbeitsplätze werden sicherer, 
Investitionen nehmen zu 
Die Einführung des EURO befreie die 
deutsche Wirtschaft von währungsbeding- 
ten Transaktions- und Kurssicherungsko- 
sten. Dies sei gerade für kleine und mittlere 
Unternehmen, denen starke Wechselkurs- 
schwankungen besonders zu schaffen 
machten, sehr positiv. Weiterhin nehme die 
Planungs- und Kalkulationssicherheit durch 
den Wegfall der Wechselkursrisiken zu. 
Die Arbeitsplätze werden hierdurch siche- 
rer, die Konjunkturentwicklung wird 
ausgeglichener, und die Investitionstätig- 
keit wird stärker. 

Preisindexierungsverbot gilt auch nach der 
Umstellung auf den EURO weiter 

^ur Beratung des EURO-Ein- 
hihrungsgesetzes im Rechtsausschuß 
*|es Deutschen Bundestages erklärte 
«er Berichterstatter der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Joachim Gres: 
r& dem EURO-Einführungsgesetz ist 
jjn Rechtsausschuß des Deutschen 
Bundestages u. a. auch eine Nachfol- 
§eregelung für das gegenwärtige Inde- 

lerungsverbot nach dem Währungs- 
gesetz verabschiedet worden. 

amit bleibt es bei dem derzeitigen 
erbot von automatisch wirkenden 
■"eisindexregelungen. Ausnahmen hier- 
on ~ insbesondere Indexierungen im 

gfristigen Bereich, im Außenwirt- 

schaftsbereich und auf dem Geld- und 
Kapitalmarkt - entsprechen der bisheri- 
gen Rechtslage nach dem Währungsge- 
setz. Das Bundesministerium für Wirt- 
schaft ist ermächtigt, entsprechende ty- 
pisierende Ausnahmeregelungen zu er- 
lassen und auch die gesetzlichen Aus- 
nahmen vom Indexierungsverbot im 
Verbraucherschutzinteresse durch Ver- 
ordnungen ggfs. einzuschränken. 

Damit ist eine gute Regelung gefun- 
den worden, die die Interessen der 
Wirtschaft an Rechtssicherheit, die 
Preisstabilität im Lande und die Ver- 
braucherschutzinteressen in angemes- 
sener Form berücksichtigt. 



Seite 10 ■ UiD 12/1998 STEUERN 

Grüne Verblendung: Mit uns nicht! 
Unter Verantwortung der CDU-geführ- 
ten Bundesregierung hat die Steuerquo- 
te mit 21,9 Prozent 1997 ihren niedrig- 
sten Stand seit Jahrzehnten erreicht 
und damit sogar noch den Wert von 
22,7 Prozent im Jahr 1990 unterschrit- 
ten. Das Programm „Grün ist der 
Wechsel" verspricht hier einen Wechsel 
in die andere Richtung. 
Allein 100 Milliarden DM wollen die Grü- 
nen bei Bürgern und Unternehmen abkas- 
sieren. Dies treibt die Steuerbelastung um 
fast 3 Prozentpunkte auf 24,7 Prozent. Da- 
mit wäre die Steuerquote nicht mehr weit 
vom Höchststand unter Verantwortung der 
SPD (25,1 Prozent 1977) entfernt. 

Zum „grünen" Gruselkabinett 
an Steuererhöhungen gehören: 
• Einführung einer Energiesteuer - zu 
Lasten ernergieintensiver Branchen und 
Verbraucher; 
• Erhöhung der Mineralölsteuer auf 
5 DM - zu Lasten des Automobilsek- 
tors, von Pendlern und sozial 
Schwächeren. Dies bedeutet Mehraus- 
gaben für den Benzinverbrauch in 
Höhe von rund 4.500 DM bei durch- 
schnittlicher Fahrleistung; 
• Einführung einer Schwerverkehrsab- 
gabe - zu Lasten des Transportgewerbes, 

• Abbau ökologisch schädlicher Sub- 
ventionen. Meinen die Grünen damit 
doch die Abschaffung der Kilometer- 
Pauschale? 
• drastische Anhebung der Kerosin- 
steuer auf ebenfalls 5 DM - zu Lasten 
des Flugzeugbaus und der Bürger. Al- 
lein bei einer Anhebung auf 1,33 DM je 
Liter kostet ein Flug nach Mallorca 130 
DM, auf die Kanaren 320 DM und 
nach Thailand 900 DM mehr; 

• Anhebung der Landegebühren - zu 
Lasten der Tourismusbranche; 
• Einführung einer Bodenwertsteuer 
zur Verteuerung der Bodenpreise - zu 
Lasten von Wohneigentümern, Mietern 
und Unternehmen; 
• Einführung eines ökologischen Ab- 
gabensystems (Versiegelungsabgabe); 
• Belastung von Betrieben, die nur 
wenige Teilzeitarbeitsplätze anbieten; 
• Einführung einer Umlage zur Finan- 
zierung von Ausbildungsplätzen - zu 
Lasten von Betrieben; 
• Ablehnung der Senkung des Solida- 
ritätszuschlages; 
• Absenkung des Eingangssteuersat- 
zes nur auf 18,5 Prozent und des 
Höchststeuersatzes auf nur 45 Prozent. 
Die große Steuerreform ist mit 15 bzv^- 
39 Prozent nicht nur weitergehender, 
sondern auch leistungs- und beschätti- 
gungsfreundlicher, 
• Abschaffung des Ehegattensplittings 

- zu Lasten der Familien mit einem 
Verdiener oder einem weiteren Verdic 
ner mit geringem Einkommen; 
• keine Nettoentlastung bei der Steu- 
erreform - zu Lasten der Steuerzahler 
und der arbeitsplatzschaffenden und 
-erhaltenden Unternehmen; 
• Einführung einer Wertschöpfungsäp 

gäbe - zum Nachteil der Betriebe und 
des „kleinen Mannes", der die Lasten 
letzlich tragen muß. 
• Einführung einer Vermögensabgat^ 
- zu Lasten von Arbeitsplätzen, 
• Wiedereinführung der Vermögen- 
steuer - zu Lasten auch von Betrieben 
und damit von Arbeitsplätzen; 
• Erhöhung der Erbschaft- und Sehe11' 
kungsteuer durch Ansatz des tatsächU' 
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chen Wertes - zu Lasten der Erbenden 
und von Betrieben; 
• stärkere Erfassung und Besteuerung 
v°n Kapitaleinkommen und damit auch 
v°n Ersparnissen - zu Lasten der Spa- 
rer und der Kapitalversorgung von ar- 
De'tsplatzschaffenden und -erhaltenden 
lnvestitionen; 
j* Einführung einer Umsatzsteuer auf 
Devisengeschäfte - zu Lasten der Ka- 
Pitalversorgung von arbeitsplatzschaf- 
enden und -erhaltenden Investitionen. 

Uch mit der Senkung der Lohnnebenko- 
en ist es nicht weit her: Sie werden wie- 
er in die Höhe getrieben, 

indem Reformen bei der gesetzli- 
chen Lohnfortzahlung im Krankheits- 
a|l. dem Kündigungsschutz, dem 
cnlechtwettergeld, der Rentenreform 
nd der Gesundheitsreform wieder 

*urückgedreht werden sollen; 
mdem neue Ausgaben versprochen 

erden wie durch die individuelle Auf- 
°ckung von Rentenanwartschaften, 
°llständige Anerkennung von Erzie- 
ngszeiten, verbesserte Anerkennung 

°n Bildung, Weiterbildung und Pfle- 
I arbeit, Aufstockung von niedrigen 

ntenbeiträgen, Ausklammerung 
L Rechter" Versicherungsjahre, Aus- 
au des Leistungskatalogs bei der Pfle- 

seversicherung. 

sta Z.p^ornmen andere Maßnahmen zur 
gun     hen Lenkung und Beeinträchti- 
und8pJer.wirtscnaft,icnen Entwicklung 

Gefährdung von Arbeitsplätzen: 

,eh
Technikfeindlichkeit durch die Ab- 

de 
nun8 neuer Technologien, insbeson- 

8un dCr Gentecnno'0*ie> die Beendi- 
stü 

8 des Transrapid - einer Meisterlei- 
§ deutscher Ingenieurskunst -, den 

Ausstieg aus Atomenergie, Forschung 
zur Kernfusion und der bemannten 
Raumfahrt; 

• staatlicher Dirigismus im unterneh- 
merischen Bereich durch Bindung von 
Lohnkostenzuschüssen an Investiti- 
onstätigkeit mit Nachbeschäftigungs- 
pflicht; Arbeitszeitverkürzung mit ei- 
nem differenzierten Lohnausgleich, 
Einschränkung der unternehmerischen 
Dispositionsfreiheit durch die Ein- 
schränkung der Spielräume für Über- 
stunden und Informations- und Beteili- 
gungsrechte der Beschäftigten in Pro- 
duktionstechnik, Produktgestaltung, be- 
trieblicher Arbeitsmarktpolitik, Investi- 
tionsentscheidungen, die Beeinflussung 
der Geschäftspolitik von Großunterneh- 
men durch Verbraucher- und Umwelt- 
verbände, den Aufbau selbstverwalteter 
und genossenschaftlicher Unternehmen; 
• Mobilitätsbehinderung von Bürgern 
und Unternehmen durch Einsparung bei 
Mitteln aus dem Autobahn- und Fern- 
straßenbau und Umschichtung in Rad- 
wege und Schienen, durch weitere Ver- 
kehrsberuhigung, die Ablehnung des 
Ausbaus von Wasserstraßen, insbeson- 
dere der Elbe, durch Nachtflug verböte, 
Begrenzung des Flugverkehrs und Ab- 
bau des innerdeutschen Flugverkehrs. 

Mit Kostenwahrheit hat dies wenig zu tun. 
Umverteilung, Abkassieren, staatliche 
Lenkung, Bevormundung stehen an erster 
Stelle. Dem Primat der Ökologie muß sich 
offensichtlich alles und jeder unterordnen. 
Die von den Grünen versprochene Sen- 
kung der Lohnnebenkosten und Schaffung 
von Arbeitsplätzen kann so nicht aufge- 
hen. Grün ist allenfalls der Wechsel zur 
freien Fahrt für ein beschleunigtes Anstei- 
gen der Arbeitslosigkeit durch das Ver- 
schärfen der Steuer- und Abgabenschrau- 
be, die Reglementierung der Wirtschafts- 
abläufe, die Steuerung von Kapital- und 
Investitionsströmen durch den Staat.       ■ 
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Regierung unterstützt längere Frist 
bei der Heimpersonalverordnung 
Alten- und Pflegeheime sollen erst Ende 
September des Jahres 2000 gewährlei- 
sten müssen, daß in ihren Einrichtun- 
gen bei betreuenden Tätigkeiten jeder 
zweite Beschäftigte eine Fachkraft ist. 
Die bisher in der Heimpersonalverord- 
nung vorgesehene Frist, nach der diese 
Fachkraftquote von 50 Prozent bereits En- 
de September 1998 erfüllt werden müßte, 
soll um zwei Jahre verlängert werden. 
Diesem Vorschlag von Bundesseniorenmi- 
nisterin Claudia Nolte schloß sich am 1. 
April das Bundeskabinett an. Grund der 
Fristverlängerung ist die Tatsache, daß ei- 
ne Reihe von Heimen die Fachkraftquote 
bis Ende September dieses Jahres nicht er- 
füllen kann. 
Die Ministerin wird nun so schnell wie 
möglich eine entsprechende Änderung der 
Verordnung vorlegen und diese dem Bun- 
desrat zuleiten. Da es sich um eine Mini- 
sterverordnung handelt, die keine Geset- 
zesänderung zur Folge hat, muß lediglich 
die Länderkammer zustimmen. 
Claudia Nolte berichtete im Kabinett über 
die beiden Gespräche, die sie und ihre 
Kollegen Norbert Blüm und Horst Seeho- 
fer zum einen mit Vertretern der Wohl- 
fahrtsverbände, der privaten Heimträger, 
der Pflegeberufe, der Pflegekassen, der 

kommunalen Spitzenverbände und zum 
anderen mit den Bundesländern über die 
Thematik geführt haben. Dabei hatte der 
Vorschlag einer Fristverlängerung breite 
Zustimmung gefunden. 
Die Übergangsfrist von zwei Jahren soll für 
Gespräche darüber genutzt werden, wel- 
cher gemeinsame Weg gefunden werden 
kann, um das Heimrecht mit seiner Heim- 
personalverordnung und die Pflegeversi- 
cherung besser aufeinander abzustimmen. 
Ziel der beteiligten Minister bleibt dabei ei- 
ne stärkere Verantwortung der Pflegekassel1 

und der Sozialhilfeträger für eine gute Pfe' 
ge- und Betreuungsqualität in Heimen. 

Unverändert hohe Pflegequalität 
Seniorenministerin Claudia Nolte: „Wir 
werden auch in Zukunft eine gute Quali$ 
der Pflege und Betreuung in Heimen si- 
chern. Die Verlängerung der Übergangs- 
frist verschafft uns die Zeit, um in Ruhe 
eine dauerhaft tragfähige Lösung zu fin- 
den. Um einen Konsens über das Jahr 
2000 hinaus herzustellen, halte ich es ft>r 

besonders wichtig, daß Kriterien für die 
Bemessung des Personalbedarfs in Hei- 
men entwickelt werden. Nach meinem 
Eindruck lassen sich so Befürchtungen-e 

solle Pflegequalität reduziert werden. 'irn 

wirksamsten widerlegen." 

Innovation durch Telekommunikation 
Im Rahmen dieser Reihe, die mit der Veranstaltung „Internet & Politik" begonnen 

wurde, findet am 6. Mai im Bonner Konrad-Adenauer-Haus eine Fachkonferenz rn" 
dem Thema „Telekommunikation zwischen Regulierung und Deregulierung" statt, ve 
anstalter ist die Konrad-Adenauer-Stiftung. Eine Podiumsdiskussion befaßt sich mit 
dem liberalisierten Markt, dem Liberalisierungsprozeß und mit den Perspektiven der 
Marktöffnung. Die Veranstaltung beginnt um 16.00 Uhr und dauert bis ca. 19.30 Unr- 
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IHK-Reform verabschiedet - 
Beitragsbefreiung für Kleinbetriebe 

Zur Verabschiedung des IHK-Gesetzes 
^klärte der mittelstandspolitische 
frecher der CDU/CSU-Bundestags- 
raktion, Hansjürgen Doss: 

^u den Stimmen von CDU/CSU, FDP 
!jnd SPD hat der Deutsche Bundestag am 

• April die Änderung des IHK-Gesetzes 
^abschiedet. 
j^^npunkt ist eine Beitragsbefreiung für 

'eingewerbetreibende mit besonders 
ledrigen Erträgen von in der Regel nicht 

Jtenr als 10.000 DM pro Jahr. Gleichzei- 
§ wird durch ein spezielles Verfahren si- 

chergestellt, daß eine Kammer die Zahl 
j^er beitragsbefreiten Unternehmen auf ein 

nttel ihrer Mitglieder begrenzen kann. 
e_ut diese Weise wird sichergestellt, daß 
lnerseits wirkliche Kleinstbetriebe von 

der Be 
den 

eitragspflicht zur IHK befreit wer- 
|. "' andererseits eine verfassungsrecht- 
en notwendige Basis von zahlenden Mit- 
edem für die Kammern gewährleistet 

Der ft- rur natürliche Personen und Personen- 
^ Se'lschaften geltende Freibetrag bei der 
jJLrecrinung der Umlage wird von 15.000 
ut 30.000 DM verdoppelt. 

n L °e'tragsregelung für Freiberufler, die 
j^. en ihrer Berufskammer gleichzeitig 
rUfjlglied einer IHK sind (z. B. als Freibe- 
*ie 

er~GmbH), wird auf eine stark redu- 
Ve     ßemessungsgrundlage gestellt: Die 

■"unlagung erfolgt auf der Basis von 
.    ^ Zehntel ihres Jahresgewinns. 
Qe 

lneni Entschließungsantrag zum IHK- 
ÖeiK? hat der Deutsche Bundestag 
eve   

2eiti8 betont, daß die Kammern 
ty    tuelle Sonderprobleme im Beitrags- 
der'e

en Unter Berücksichtigung der beson- 
1 Gegebenheiten des Einzelfalls im 

Zweifel grundsätzlich zugunsten der Un- 
ternehmen lösen sollen. 
Ausdrücklich hat der Deutsche Bundes- 
tag die Kammern in den neuen Ländern 
aufgefordert, ihre bisherige Praxis bei 
der Veranlagung landwirtschaftlicher 
Unternehmen in der Rechtsform der 
GmbH (Nachfolgebetriebe der früheren 
LPGs) weiterhin anzuwenden, wonach 
diese Unternehmen lediglich auf der 
Grundlage desjenigen Gewerbeertrags 
zur Umlage herangezogen werden, der 
nachweislich auf gewerbliche bzw. 
nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit ent- 
fällt. 

... aber auch eine notwendige 
Basis von zahlenden Mit- 
gliedern ist gewährleistet. 

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber den 
Industrie- und Handelskammern eine Rei- 
he deutlicher Erwartungen „ins Stamm- 
buch geschrieben": Steigerung von Effizi- 
enz und Transparenz, Abbau kammerinter- 
ner Bürokratie und stärkere Ausrichtung 
am Gedanken der Selbstverwaltung und 
Dienstleistung für die Mitgliedsunter- 
nehmen. 

Das System der Kammern als öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften mit Pflichtmit- 
gliedschaft der Betriebe basiert grundle- 
gend auf der Wahrnehmung hoheitlicher 
Aufgaben (Berufsbildung, Prüfungswesen. 
Sachverständigenbestellung u. v. m.), die 
ansonsten - im Zweifel teurer - von staat- 
lichen Behörden zu erfüllen wären, dane- 
ben aber auch auf der Anerkennung durch 
die Mitgliedsunternehmen. Daran zu ar- 
beiten, ist Auftrag für alle Kammern.      ■ 
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-1 
Deutschland hat die größte Stellenbörse der Welt 

Zur Notwendigkeit von Reformen 
bei der Bundesanstalt für Arbeit er- 
klärte der Haushaltspolitiker Hans- 
Joachim Fuchtel, Mitglied der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 

Seit dem 2. April hat Deutschland die 
größte Internet-Stellenbörse der Welt. 
Vorteil für Unternehmer: Stellenaus- 
wahl direkt vom Schreibtisch aus, 
rund um die Uhr. Vorteil für Arbeit- 
nehmer: besserer Überblick über die 
Möglichkeiten, schnellere Vermitt- 
lung, früher wieder in Arbeit. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat bei 
der Bundesanstalt für Arbeit nachhal- 
tig auf eine Beschleunigung der Ver- 
mittlung gedrungen. Die durchschnitt- 
liche Vermittlungsdauer einer als offen 

gemeldeten Stelle beträgt trotz stei- 
gender Arbeitslosenquote bislang über 
30 Tage. Das Internet wird die Routi- 
nevermittlungen beschleunigen. 
Die Vermittler sollen neue Aufgaben- 
schwerpunkte erhalten. Sie können 
sich nun verstärkt denjenigen widmen, 
die größere Unterstützung benötigen. 
Außerdem ist es Vermittlern bei frei- 
werdenden Kapazitäten möglich, in 
stärkerer Kooperation mit den Betrie- 
ben durch Abbau von Überstunden 
neue Arbeitsverhältnisse zu schaffen - 
unter Nutzung des gesamten Konzep- 
tes der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 
Allein die Reduzierung der Vermitt- 
lungsdauer um einen Tag würde 400 
Mark Einsparungen bringen. 

Auch weiterhin 
Sonderwohngeld-Ost 

Der Sprecher der ostdeutschen Unions- 
abgeordneten, Paul Krüger, und der 
Vorsitzende der Landesgruppe Thürin- 
gen, Norbert Otto: 
Wir ostdeutschen CDU-Bundestagsab- 
geordneten begrüßen die Zusage der 
Bundesregierung, daß das ostdeutsche 
Wohngeld weitergeführt wird. Die 
Bundesregierung hat zugesichert, daß 
von der Option zur weiteren Verlänge- 
rung des Sonderwohngeldes-Ost auf je- 
den Fall auch dann Gebrauch gemacht 
wird, wenn eine Einigung mit den Län- 
dern über eine gesamtdeutsche Wohn- 
geldnovelle nicht zustande kommt. Da- 
mit ist nun endgültig sichergestellt, daß 
den ostdeutschen Mietern das Sonder- 
wohngeld-Ost auch weiterhin zur Ver- 
fügung steht. 

Bei Lehrstellen 
Zuwachs um 9 % 

Der Deutsche Industrie- und Handels- 
tag (DIHT) hat im ersten Quartal dieses 
Jahres ein Lehrstellen-Plus verzeichnet- 
Bis Ende März seien in Industrie und 
Dienstleistung 64.580 Verträge abge- 
schlossen worden. 
Dies seien 5.480 Plätze oder gut neun 
Prozent mehr als im selben Zeitraum 
des Vorjahres. Bei diesem positiven 
Start seien die von DIHT-Präsident 
Hans Peter Stihl zugesagten 300.000 
neuen Verträge für dieses Jahr reali- 
stisch. Im Bereich des DITH wurden 
im vergangenen Jahr laut Berufsbil- 
dungsbericht 286.194 Verträge ge- 
schlossen. Immer mehr Plätze werden 
in neuen Ausbildungsberufen angebo; 
ten. Das gelte besonders für Inform*111' 
ons- und Telekommunikationsberufe- 
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Erfolg für die Union - 
Versorgungslücke ist geschlossen 

Zur Verabschiedung des Versor- 
gungsreformgesetzes erklärte der 
Parlamentarische Geschäftsführer 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Clemens Schwalbe: 

Der Gesetzentwurf zum Versorgungs- 
reformgesetz am 6. April ist aus- 
schließlich mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP der im Deutschen Bundestag 
verabschiedet worden. 

per Gesetzentwurf, der wesentliche 
yerbesserungen für die Mitarbeiter des 
°ffentlichen Dienstes in den neuen 
Ländern regelt, geht auf die Initiative 
der ostdeutschen Unionsabgeordneten 
zurück. 

Der Gesetzentwurf stellt sicher, daß die 
s°g. Versorgungslücke für Polizei-, Ju- 
slizvollzugsbeamte, Soldaten und Be- 
•^fsfeuerwehrleute geschlossen wird. 
Die Versorgungslücke war durch das 
auseinanderklaffen vom Beginn der 
Leistungen der gesetzlichen Renten- 
versicherung ab dem 65. Lebensjahr 

und den besonderen vorgezogenen Ru- 
hestandsregelungen der o. g. Berufs- 
gruppen entstanden. Diese müssen in 
der Regel mit Beendigung des 60. Le- 
bensjahres aus dem aktiven Dienst 
ausscheiden, Soldaten, je nach Dienst- 
grad schon mit Vollendung des 53. Le- 
bensjahres. Für diese Berufsgruppen 
erhöht sich nun zwischen dem vorzei- 
tigen Ausscheiden aus dem Dienst und 
dem Zeitpunkt, ab dem eine Rente aus 
der Rentenversicherung gezahlt wird, 
die Höhe der Pension. 

Die Tatsache, daß der Gesetzentwurf 
ausschließlich von den Abgeordneten 
der Regierungsfraktionen verabschiedet 
worden ist, zeigt, wie wenig ernst es den 
Vertretern der SPD, von Bündnis 90/Die 
Grünen und der PDS mit der Wahrneh- 
mung der Interessen der Bevölkerung in 
Ostdeutschland ist. Offensichtlich be- 
vorzugen es die Vertreter der Oppositi- 
on, die Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen der Menschen in Ostdeutschland 
auf dem Altar durchsichtiger Wahl- 
kampfstrategien zu opfern. 

^sylberechtigte reisen immer öfter in die Heimat 
pnerkannte Asylbewerber reisen of- 
ent»ar immer öfter in ihr Heimatland 
nd halten sich dort wochen- und mo- 
atelang auf. Das Nürnberger Bundes- 
Uit für die Anerkennung ausländi- 

scher Flüchtlinge erfahre zunehmend 
j°n solchen Fällen, hieß es in einer 
^'tteilung. Dies lasse sich mit der Be- 
fol»PtUng anhaltender politischer Ver- 

8ungsgefahr nicht vereinbaren. Die 

Behörde prüfe dann „den Fortbestand 
der Gründe für das Asylrecht". Auffal- 
lend hoch sei die Zahl der irakischen 
Staatsangehörigen, die kurze Zeit 
nach ihrer Anerkennung als Asylbe- 
rechtigte in den Nordirak reisten und 
sich dort oft mehrere Monate lang 
aufhielten, „bevor sie anschließend 
unbehelligt ins Bundesgebiet zurück- 
kehren". 



Stimmen zur NATO- 

Osterweiterung 

„Wir exportieren Stabi- 
lität", sagte Bundesverteidi- 
gungsminister Volker Rühe 
bei einem deutsch-polni- 
schen Kolloquium zur NA- 
T0-Osterweiterung Anfang 
April 1998 in Berlin. Rühe 
sprach sich gegen eine län- 
gere Pause vor einer zwei- 
ten Erweiterungsrunde aus. 
Gute Chancen hätten Slo- 
wenien, Rumänien und 
möglicherweise Bulgarien. 
Eine Politik der offenen Tür 
verfolge die NATO gegen- 
über weiteren Beitritts- 
kandidaten. Dies sicherte 
NATO-Generalsekretär 
Javier Solana seinen 
Gesprächspartnern in 
Slowenien, der Slowakei 
und Rumänien während 
verschiedener Reisen in den 
vergangenen Wochen zu. 
„Die ersten neuen Mitglieder 
der NATO sollten nicht ihre 
letzten sein", so US-Präsi- 
dent Bill Clinton in seiner Er- 
klärung zur NATO-Öffnung 
am 20. März 1998. Clinton be- 
kräftigte den Kurs der Erwei- 
terung: „Die neue NATO kann 
die Segnungen von Freiheit 
und Sicherheit in ein neues 
Jahrhundert ausdehnen." 
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NATO-Osterweiterung: 
Mehr Sicherheit in Europa 
Der Deutsche Bundestag hat am 26. März 1998 dem NA- 
TO-Beitritt Polens, Ungarns und der Tschechischen Repu- 
blik mit großer Mehrheit zugestimmt. Von 622 Abgeordne- 
ten votierten 555 für das Ratifizierungsgesetz, 37 Parla- 
mentarier stimmten mit Nein. 30 Abgeordnete enthielten 
sich der Stimme. 

Grüne und PDS vereint in Anti-NATO-Block 
Scharf zu verurteilen ist das Abstimmungsverhalten der 
Grünen. Sechs grüne Abgeordnete votierten gegen das 
Ratifizierungsgesetz, 25 enthielten sich, und nur 14 grün 
Parlamentarier stimmten für die NATO-Osterweiterung- 
Die Grünen befanden sich dabei in guter Gesellschaft.V 
PDS stimmte geschlossen gegen den Beitritt der drei Re 
formstaaten. Die Grünen haben sich damit von jeder 
ernstzunehmenden Außen- und Sicherheitspolitik ver- 
schiedet. 

Erfolg deutscher Außenpolitik 
Die CDU unterstützt die Öffnung der NATO nach Osten rfl 
großer Entschiedenheit. Die jahrzehntelange Teilung ^' 
seres Kontinents wird dadurch endgültig aufgehoben- 
Stabilitätsraum in Europa wird so noch größer. 

Die Bundesregierung hat sich seit Jahren intensiv füre 

Aufnahme ostmitteleuropäischer Staaten in das Atlan ' 
sehe Bündnis ausgesprochen. Die jungen Reformdem 
kratien benötigen Unterstützung und eine klare sicher- 
heitspolitische Perspektive. Der Madrider NAT0-Gipje 

vom Juli 1997, auf dem die drei Staaten als erste Bei" 
kandidaten eingeladen wurden und die für 1999 bevor 
hende Aufnahme Polens, Tschechiens und Ungarns is 
mit ein wichtiger Erfolg deutscher Außenpolitik. 

Doppeltes deutsches Interesse 
Die Erweiterung von Europäischer Union und NATO 
gehört zu den wichtigsten außen- und sicherheitspo 
sehen Aufgaben der Zukunft. Durch die Osterweiteru\ 
der NATO wird der Prozeß der europäischen Einigj"1^. 
angetrieben. Indem unsere östlichen Nachbarn ^'je- 
ner und NATO-Verbündete werden, verbessert sich 
re geostrategische Lage und werden unsere Ostgre 
sicherer. 



ÜSHERHEITSPOLITIK 

D'e „Neue NATO" 
le CDU steht fest zur NATO. Die NATO war nie nur Vertei- 
'gungsbündnis, sondern stets auch Wertegemeinschaft 
emokratischer Staaten. Indem 1999 erstmals Staaten der 
AT0 beitreten, die früher dem Warschauer Pakt an- 

hörten, wird deutlich, wie attraktiv und überzeugend 
^Konzept„Neue NAT0"ist. 

nser Ziel ist der Aufbau einer umfassenden Sicherheits- 

he't      fÜr ganz Eur°Pa- Neue Grenzlinien und sicher- 
s '^politische Grauzonen darf es nicht geben. Jeder 
"t Europas hat das Recht, selbst zu entscheiden, wel- 
J-m Bündnis er beitreten will. Dies gilt auch für die balti- 

Erv\6n Staaten. Eine Grenzlinie, jenseits derer eine NATO- 
^eiterung nicht möglich ist, lehnt die CDU ab. 
K! NATO kann jedoch nicht alle Beitrittskandidaten gleich- 

Sch'9 aufnenmen- Die NATO-Osterweiterung wird daher 
Un Schritt erfolgen. Die Aufnahmerunde mit Polen, 

. 9arn und der Tschechischen Republik im Jahre 1999 ist 
'Erster Schritt. 

D
e,ne Ausgrenzung Rußlands 
Cfrwe'terung der NATO und gute Beziehungen zu 
sir  

and schließen einander nicht aus. Fundamente der 
das p9lschen SicherheHsparteerachrfl mit Rußland sind 
Sch  artnerschafts- und Kooperationsabkommen zwi- 
die 

en Europäischer Union und Rußland vom 24. Juni 1994, 
sc(l|

am 27- Mai 1997 zwischen der NATO und Rußland ge- 
^$a°SSene "Grundakte UDer gegenseitige Beziehungen, 
f}at

arr>menarbeit und Sicherheit" und der NATO-Rußland- 

Be2jtSuhland und die NAT0 haben den festen Willen, die 
ne r,ehungen zu Rußland weiter auszubauen. Es kann kei- 
e^^e davon sein, daß Rußland durch die NATO-Ost- 
$taa

e'terun9 isoliert werden würde. In den neuen NATO- 
stati 6n Werden weder Kernwaffen noch NATO-Truppen 

ll°niert. 

Sjnc
S
h
er2'el: Eine Euro-Atlantische 

Di nerneitsgemeinschaft 
nu^'^ung von CDU und Bundesregierung ist klar: Öff- 
schLUnd Erweiterung der NATO, transatlantische Freund- 
^ep Eu 6ln-e Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
fiir(je 

r°Pa'schen Union, das Programm „Partnerschaft 
Scriaft     eden" (pfP>' der Euro-Atlantische Partner- 
^rajn

Sra.!und Oute Beziehungen zu Rußland und der 
Ayße 

e' D'es sind die wesentlichen Stützen deutscher 
■ Und Sicherheitspolitik. 

Union in Deutschland (UID) 12/1998 

Stichworte 

„Partnerschaft für 
den Frieden (PfP)" 
Das am I.Januar 1994 be- 
gründete Programm „Partner- 
schaft für den Frieden" hat 
das Ziel, die politisch-militäri- 
sche Kooperation mit den 
MOE-Staaten, mit bündnis- 
freien Staaten und den Mit- 
gliedern der GUS zu stärken. 
Als praktisches Sofortpro- 
gramm ermöglicht es diesen 
Staaten die aktive Teilnahme 
an NATO-Gremien und an ge- 
meinsamen Manövern mit 
NATO-Staaten. Weitere In- 
halte der Zusammenarbeit im 
Rahmen der PfP sind die 
größere Transparenz der Mi- 
litärhaushalte und die Verbes- 
serung der demokratischen 
Kontrolle der Streitkräfte. Bis- 
lang sind 27 Staaten der Einla- 
dung zum PfP gefolgt. 

Euro-Atlantischer 
Partnerschaftsrat 
(EAPR) 
Der im Mai 1997 gegründete 
Euro-Atlantische Partner- 
schaftsrat (EAPR) soll die 
politischen Konsultationen 
zwischen den Ländern Ost- 
und Mitteleuropas und der 
NATO intensivieren. Hervor- 
gegangen aus dem Nordat- 
lantischen Kooperationsrat 
(NAKR) bildet der EAPR ein 
Netzwerk, das die militäri- 
schen Aspekte des PfP und 
die politischen Ebenen um- 
faßt. Der EAPR setzt sich 
aus 44 Mitgliedsländern zu- 
sammen: den 27 PfP-Part- 
nerstaaten, Tadschikistan 
und den 16 NATO-Staaten. 
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Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 

CDU hält an Ausgleichsregelung 
und Vertragsnaturschutz fest 

Auf der politischen Tagesordnung steht 
die Umsetzung der FFH-(Flora-Fauna- 
Habitat-) Richtlinie, deren Gegenstand 
der Schutz der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflan- 
zen in Europa ist. Ziel der Richtlinie ist 
im wesentlichen die Koordinierung der 
nationalen Natur- und Artenschutzpoliti- 
ken und die Schaffung eines europäi- 
schen Netzes (NATURA 2000). Die 
Richtlinie wurde 1989 in Brüssel mit Zu- 
stimmung der Bundesregierung verab- 
schiedet. 
Zu einem Politikum ist sie geworden, weil 
sich rot- und rot/grün-regierte Länder ei- 
ner vernünftigen Umsetzung verweigern. 
Sie wollen die Richtlinie als Vorwand neh- 
men, um einen ideologisch motivierten 
„ökologischen Umbau" gegen den Willen 
der Bevölkerung vor Ort voranzutreiben. 

Konkret heißt dies: 
• Naturschutz, ohne die Kosten dafür zu 

tragen. Bezahlen sollen die Landwirte. 
• Verhinderung von Verkehrswegebau, 

Gewerbeansiedlungen und anderen In- 
frastrukturprojekten. 

Einige Länder schaffen bereits Fakten 
durch die Meldung entsprechender Ge- 
bietskulissen nach Brüssel. Die grünen 
Umweltminister in Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein - die rote Landes- 
regierung in Niedersachsen steht ihnen al- 
lerdings diesbezüglich wenig nach— pla- 
nen unter Hinweis auf die FFH-Richtlinie 
die Ausweisung neuer Naturschutzgebiete 
im großen Stil. 
Dies ist glatter Mißbrauch. Die Richtlinie 
läßt in ihrer Umsetzung den Ländern näm- 

lich erhebliche Spielräume. Sie fordert so- 
gar, daß Rücksicht auf die wirtschaftli- 
chen, sozialen, kulturellen und regionale!1 

Anforderungen genommen wird. Keines- 
falls müssen, wie häufig behauptet, alle 
FFH-Gebiete als Naturschutzgebiete aus- 
gewiesen sein. Die EU überläßt es den 
Ländern, den konkreten Rechtszustand dß 

besonderen Schutzgebiete festzulegen. 
Die Anforderungen der FFH-Richtlinie 
können auch mit den Instrumenten des 
Vertragsnaturschutzes sichergestellt 
werden. 

Von Reimer Böge MdEP, 
Vorsitzender des Bundes- 
fachausschusses Agrarpolitik 

Die CDU fordert die sachgerechte Uttisf 
zung der FFH-Richtlinie in Deutschland- 
Das heißt: 
• Für Land- und Forstwirtschaft muß e* 
vernünftige Ausgleichsregelungen gebe 

wenn im Rahmen der Umsetzung der   ^ 
FFH-Richtlinie Naturschutzgebiete ml 
heblichen Nutzungseinschränkungen a^ 
gewiesen werden. Wir wenden uns geS 
eine schleichende Aushöhlung und En 
wertung des Eigentums. Deshalb nabe  n 
die Koalitionsfraktionen begleitend ei 
neuen Entwurf zur Änderung des ßun^ 
naturschutzgesetzes eingereicht, desS.^ng 
wichtigstes Ziel eine Ausgleichsregel   ^ 
für finanzielle Belastungen durch übe 
Anforderungen der guten fachlichen ^ 
xis hinausgehende Auflagen im Zuge^. 
Naturschutzgesetzgebung ist. Der Oe 
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Entwurf sieht vor, den Ausgleich nach 
Landesrecht zu gestalten, so daß die Län- 
er ihre Zustimmung nun nicht mehr mit 
em Argument, ihre Zuständigkeit sei 
lcht ausreichend berücksichtigt, verwei- 

§ern können. 
le Ausweisung von Naturschutzgebieten, 

*Uch im Rahmen der FFH-Richtlinie, liegt 
.^schließlich in der Verantwortung der 
gander. Deshalb liegt bei ihnen auch die 

erPflichtung zur Zahlung eines Aus- 
jj eichs. In diesem Zusammenhang muß 
e
arauf hingewiesen werden, daß andere 

j"r°päische Staaten, zum Beispiel die 
lederlande und Irland, selbstverständlich 

b
nen Ausgleich für Auflagen in FFH-Ge- 

^eten zahlen. Die Verweigerung mancher 
st

Undesländer bedeutet somit auch eine 
te'i     ^ettrjewerbsverzerrung zum Nach- 

11 der deutschen Bauern. 

Fptt    der Erfullun§ der sicri aus der 
^■Richtlinie ergebenden Pflichten 

soweit wie möglich von den Instru- 
br 

nten des Vertragsnaturschutzes Ge- 
(jaß

Uch gemacht werden. Bezeichnend ist, 
h   gerade die rot- und rot/grün-regierten 
^desländer die bereits bestehenden 
aüch des vertragsnaturschutzes, 
der Ades EU-mitfinanzierten im Rahmen 
|^j ■/grarumweltprogramme nach EU- 
Jn

Chtllnie 2078' kaum nutzen. Die Zah- 
(U sPrechen eine eindeutige Sprache: In 
K 

yern und Baden-Württemberg wird 

Umwelt- und Naturschutz im Rahmen 
dieser Programme auf 87 Prozent bezie- 
hungsweise 56 Prozent der Fläche geför- 
dert, in Nordrhein-Westfalen sind es 2,7 
Prozent, in Niedersachsen 2,4 Prozent 
und in Schleswig-Holstein ganze 1,3 
Prozent. 

• Bei der Meldung von FFH-Gebieten 
nach Brüssel müssen die Interessen von 
Wirtschaft, Verkehr und Kommunen lang- 
fristig berücksichtigt werden. Denn: Die 
Revisionsmöglichkeiten nach erfolgter 
Meldung von FFH-Gebieten sind gering. 
Einige Bundesländer begreifen heute noch 
nicht oder wollen nicht begreifen, welche 
Selbstbeschränkung sie sich durch die 
Ausweisung von Naturschutzgebieten als 
FFH-Gebiete hinsichtlich ihrer Infrastruk- 
tur-, Gewerbe- und Baugebietsentwick- 
lung auferlegen. 

In den rot/grün-geführten Bundesländern 
wird deutlich, daß FFH-Meldungen ge- 
nutzt werden sollen, um Straßenbaupro- 
jekte und Flughafenerweiterungen zu ver- 
hindern. Für die Kommunen als Träger der 
Planungshoheit kann dies zur Folge ha- 
ben, daß ganze Bereiche aus ihrer Pla- 
nungskompetenz herausfallen. Hier sind 
die Angelegenheiten der Kommunen im 
höchsten Maße berührt. Deshalb müssen 
sie daraufdrängen, daß die Gebietskörper- 
schaften bei den künftigen Schutzgebiets- 
ausweisungen beteiligt werden. ■ 

10. Parteitag der CDU in Bremen 
r^ er Parteivorsitzende, Bundes- 
*~ kanzler Helmut Kohl, hat für den 
lJ- bis 19. Mai zum 10. Parteitag der 
~ÜU in die Stadthalle in Bremen 
ein9eladen. 

m 18. Mai gibt der Parteivorsitzende 
®"ien Bericht, für den 19. Mai sind 
'^Berichte des Vorsitzenden der 
uU/csU-Bundestagsfraktion, Wolf- 

4^9 Schäuble, des Generalsekretärs 

Peter Hintze und des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Gruppe in der EVP- 
Fraktion des Europäischen Parla- 
ments, Günter Rinsche, vorgesehen. 
„Unsere Politik für das 21. Jahrhun- 
dert" ist das Thema auf dem „Forum 
2002" am Montag, Beratung und Be- 
schlußfassung über einen „Aufruf zur 
Bundestagswahl 1998" finden am 
Dienstag statt. 
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„Den Blick nach vorn - gemeinsam 
die Zukunft meistern!"        \ 

Unter diesem Motto fanden am letzten 
Märzwochenende die Landesdelegier- 
tenkonferenz und der Landesparteitag 
der nordostdeutschen CDU in Stern- 
berg statt. Neben den Wahlen für die 
Landeslisten zur Bundestags- und 
Landtagswahl im September 1998 stand 
die Verabschiedung des CDU-Wahlpro- 
gramms auf der Tagesordnung. 
Am Samstag waren 105 Delegierte aus 
Mecklenburg-Vorpommern zur Landesde- 
legiertenversammlung gekommen. Sie 
fuhren vorbei an freundlichen Plakaten, 
von denen Ministerpräsident Berndt Seite 
erklärte: „Die Bodenreform ist sicher." 
5.000 dieser Plakate hatte die CDU eine 
Woche vor dem Parteitag zur Information 
der Bürger landesweit gehangen, nachdem 
die SPD das sogenannte Scholz-Papier 
zum Anlaß für eine Anzeigenkampagne 
„Die CDU kippt die Bodenreform. Dies ist 
Verrat an ostdeutschen Interessen!" ge- 
nommen hatte. 
Mit eindrucksvollen Ergebnissen wurden 
die Spitzenkandidaten für die Bundes- und 
Landtagswahlen nominiert. Berndt Seite 
erhielt für Platz eins der Landesliste 95,1 
Prozent, Angela Merkel für Platz eins der 
Bundesliste 94,3 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Die CDU geht mit prominenten 
Namen in den Landtagswahlkampf. Die 
ersten Listenplätze gingen an die ehemali- 
ge Kultusministerin Steffie Schnoor, den 
Fraktionsvorsitzenden Eckhardt Rehberg, 
die Umweltpolitikerin Renate Holznagel 
und Landtagspräsident Rainer Prachtl. 
Erst danach folgen die CDU-Minister. 
Dies macht deutlich, daß die CDU mit 
einem starken Team in den Wahlkampf 
gehen kann. 

Die Landesvorsitzende, Bundesumweltmi- 
nisterin Angela Merkel, forderte die Par- 
teibasis auf, gerade wegen der im Moment 
schwierigen Situation auf die Menschen zu- 
zugehen. „Wenn wir nicht unsere Ideen 
unter dem Volk verbreiten, überlassen wir 
anderen das Feld." Die CDU in Mecklen- 
burg-Vorpommern wird alle „Kräfte einse' 
zen, damit dieses Land nicht in die Hände 
irgendwelcher rot-roten Experimente 
fällt". Deshalb, so die Landesvorsitzende- 
ist das Wahlziel weiter klar: „Wir wolle4 

Prozent + x. Wir wollen stärkste Partei m 
Mecklenburg-Vorpommern bleiben." 

Angela Merkel, Berndt Seite 
und Eckhardt Rehberg führen 

die CDU Mecklenburg- 
Vorpommern ins Wahljahr. 

Ministerpräsident Berndt Seite machte 
denn auch deutlich, daß es darum gehen 
müsse die „Schicksalswahlen" 1998 ZU 
gewinnen. Er warnte vor der unredliche 
und widersprüchlichen Partei program'11 

tik von PDS. SPD und Grünen und fO*. 
te dazu auf, diese zu entlarven und die 
genen Vorstellungen um so offensiver  ^ 
vertreten. „Unser Land verdient gerade^ 
schweren Zeiten eine realistische, serio 
und menschliche Politik." Die Bürger ^ 
wüßten dies sehr wohl, und deshalb ^ 
die CDU auch die Wahlen gewinnen- 

Eckhardt Rehberg fand deutliche Wo^ 
für den Hauptgegner SPD. Die Dop-■    -& 

pelzüngigkeiten des „Möchtegern-^-    , 
der" Harald Ringstorff seien schon K*^. 
noch zu überbieten. Trotz aller gege" j 
gen Beteuerungen habe dieser keine 
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Skrupel, die PDS an 
en Regierung- 

jij'sch zu holen, 
deshalb müßten 
aen Wählerinnen 
^nd Wählern die 
Augen geöffnet 
*erden, „jede Stim- 
me, die nicht für die 
• DU gegeben wird, 
Jl eine Stimme für 

■e• Regierungsbe- 
u'gung der PDS". 

[V der Landesde- 
§'ertenkonferenz 

.ar der Vorsitzende 
frCDU/CSU- 
U;

Undestagsfraktion, 

^•häuble. Er hob 
eryor, daß nur, 

de
er auf der Höhe 

technischen Fortschrittes sei, in einer 
^^"Urnrnenwachsenden Arbeits- und Pro- 
sej     nswelt bestenen könne. Dies aber 
^nv "l ^ot"^run unmöglich. Bergab und 

y>'t bequemer, so Wolfgang Schäuble, 
es

ne es mit der SPD. Mit der CDU werde 
anstrengend, aber es gehe bergauf. 

hef.ern in Mecklenburg-Vorpommern 
^UtK8 diskutierten Thema Bodenreform 
Mch   6 Wolfgan8 Schäuble deutlich, daß 
tijc, Un den gesetzlichen Grundlagen 
ten i

s andern werde. Mit dem sogenann- 
to^ Cn°'z~Papier werde die Bodenre- 
tig    n'cht rückgäng gemacht. Gleichzei- 
len Ppellierte er aber auch an beide Sei- 
^ • mehr Verständnis füreinander aufzu- 
b •     • e V 
^es .era"schiedung des Wahlprogram- 
^rte     CDU stand im Mittelpunkt des 
Wtages am Sonntag, zu dem 150 De- 
lia is

rt^angereist waren. Zentrales The- 
^o2e     ' einer Arbeitslosigkeit von 23 
^ A

ni die Lösung der Probleme auf 
Verri^

beitsmarkt. Während die SPD die 
Serung der Arbeitslosigkeit nur auf 

Nach der Wahl von Berndt Seite zum Spitzenkandidaten der Landtags- 
wahl: v. I. n. r. Wolfgang Schäuble, Angela Merkel, Berndt Seite und Ge- 
neralsekretär Hubert Gehring 

ihre Fahnen geschrieben habe, schaffe 
die CDU die Voraussetzungen für neue 
Arbeitsplätze. Dies, so die Landesvorsit- 
zende Angela Merkel, sei nicht nur ein 
sprachlicher Unterschied. Berndt Seite 
forderte dazu auf, daß nichts tabu sein 
dürfe. Man müsse sich nach jedem Ar- 
beitsplatz bücken. Weitere Schwerpunkte 
im Wahlprogramm sind die Bildungspoli- 
tik und die innere Sicherheit. Die CDU 
verspricht die vollständige Wiederein- 
führung des Landeserziehungsgeldes, si- 
chert die Beibehaltung des 12jährigen 
Abiturs zu und will einen ehrenamtlichen 
Polizeidienst einführen. Mit geringfü^i- 
gen Änderungen und Ergänzungen wurde 
das Programm, welches bereits im Vor- 
feld mit der Parteibasis diskutiert worden 
war, angenommen. 

Zum Abschluß forderte Angela Merkel die 
8.500 CDU-Mitglieder auf, im Wahlkampf 
Tag und Nacht für das Programm der 
CDU zu werben. Denn eines müsse klar 
sein: „Wahlkampf ist keine Phase der 
tarifgebundenen Arbeitszeit." ■ 
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Fachhochschulabsolventen den 
Zugang zum höheren Dienst öffnen 

Zu dem Antrag der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion im Bundestagsausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschät- 
zung erklärten der Obmann der 
Arbeitsgruppe Bildung und Forschung, 
Rainer Jork, und der Berichterstatter 
für Hochschulpolitik, Thomas Rachel: 
Die CDU/CSU-Arbeitsgruppe für Bildung 
und Forschung spricht sich einstimmig 
dafür aus, daß auch Fachhochschulabsol- 
venten der Zugang zum Vorbereitungs- 
dienst des höheren Dienstes eröffnet wird. 
Bislang war FH-Absolventen der Zugang 
zum höheren Dienst verwehrt. Die Ar- 
beitsgruppe Bildung und Forschung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion will die 
Gleichstellung von FH-Absolventen mit 
Universitätsabsolventen mit ihrem Antrag 
erreichen. Wir befürworten eine Stärkung 
der Fachhochschulen. 
Fachhochschulen und Universitäten sind 
andersartig, aber gleichwertig. Diese 
christdemokratische Grundposition soll 
nach unserer Auffassung auch Konse- 
quenz beim Zugang der Absolventen der 
verschiedenen Hochschulen zum öffentli- 
chen Dienst haben. Der FH-Abschluß darf 
sich nicht als Sackgasse für den berufli- 
chen Aufstieg im öffentlichen Dienst er- 
weisen. 
Im Rahmen der Debatte im Bundestags- 
ausschuß für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung, Technolgie und Technikfolgenab- 
schätzung über das Versorgungsreformge- 
setz 1998 hat die Arbeitsgruppe Bildung 
und Forschung der CDU/CSU-Fraktion 
deshalb den Antrag eingebracht, daß die 
Voraussetzungen für den Zugang zum Vor- 
bereitungsdienst des höheren Dienstes 
nicht nur durch den Abschluß eines Uni- 
versitätsstudiums, sondern auch durch ein 

entsprechendes Fachhochschulstudium er- 
füllt werden. 
Die im Bundesrat diskutierte Lösung, nur 
den promovierten Fachhochschulabsol- 
venten den Zugang zum höheren Dienst 
zu eröffnen, wird von uns abgelehnt. Sie 
bedeutet keine wirkliche Gleichstellung 
von FH-Absolventen mit den Universität»' 
absolventen. Denn auch hier würde nur 
die Promotion an der Universität und nie»1 

das Fachhochschulstudium den Weg in 
den höheren Dienst ebnen. Im übrigen is£ 

der Anteil der Fachhochschulabsolventen' 
die anschließend promovieren, sehr ge- 
ring, so daß für die breite Masse der FH- 
Absolventen keine Verbesserung erreich 
würde. Eine wirkliche Lösung wird nur 
mit der von uns eingebrachten Änderung 
geschaffen. 
Im übrigen wäre es eine Ungerechtigkeit« 
wenn Absolventen ausländischer Mäste - 
Studiengänge nach dem Beamtenrechts- 
rahmengesetz der Zugang zum höheren 
Dienst ermöglicht wird, aber deutschen 
FH-Absolventen, die künftig einen grün 
ständigen Master-Studiengang an einer 
deutschen Fachhochschule abschließen» 
genau dieser Zugang zum höheren Die   . 
verweigert wird. Durch den Vorschlag 
CDU/CSU-Arbeitsgruppe Bildung und 
Forschung wird diese Ungerechtigkeit 
verhindert. 
Im Laufbahnrecht der Europäischen V? 
on werden Absolventen eines FH-StuU 
ums mit der heute üblichen Dauer von 
acht Semestern ebenso wie Absolvent . 
eines Universitätsstudiums bei der Be<' eines universnaissiuuium.s uci uu-    ^ 
bung um eine Stelle der Lautbahn Ci^ 
A uneingeschränkt gleich behandelt- 
Gleichbehandlung wollen die Bildung, 
litiker der CDU/CSU-Fraktion nun au    f 
im deutschen Recht erreichen. 
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[mQumwiiv      zudfn 
t# Vorteilen der 

Magnetschwebebahn Transrapid 

umente 
A 's Beispiel modernster deutscher 
^Hochtechnologie bestätigt der 

r9nsrapid, daß der Standort Deutsch- 
, nd die Herausforderungen der Zu- 
v
Unft annimmt und in der Lage ist, inno- 
stive Technologien zu entwickeln und in 
e parxis umzusetzen. 

Beginn einer neuen Ära 
^'schen Hamburg und Berlin beginnt 
keh neue ^ra des öffentlicnen Fernver- 
^rirs. In wenigen Jahren verbindet eine 
J*9netschwebebahn die beiden größ- 

ten 
sVst 

! Metropolen Deutschlands: das weit- 
este spurgebundene Verkehrs- 

-ern, das sich berührungslos ohne 
9der forbewegt. 

Jjach der 
Wiedervereinigung 

schSChen Hambur9 und Berlin haben 
iehp 6'le Bannen Tradition. Hier sind seit 

er überdurchschnittlich viele Men- 

2ty 

tyj ®n und Güter unterwegs. Nach der 
lün 

dervereinigung wachsen die Bal- 
be 9sräume um Hamburg und Berlin 
syst°

nders dynamisch. Die Verkehrs- 
^ch1716 mussen die entsprechend 
WSenden Verkehrsströme verkraften 

^ S-Bahn-Takt 
dj en die beiden Weltstädte miteinan- 
Spgt 

erbunden: anfangs alle 20 Minuten, 

^Uch     figer- Und mit TemP° 300 

30Q J]1 der Transrapid für die knapp 
eifN_ ^"Ometfir lannp ^frorko woninor sin 

Stunde. 
eter lange Strecke weniger als 

Entlastungseffekte 
Der Transrapid wird den Verkehr auf den 
Straßen zwischen Hamburg und Berlin 
entlasten. Auf den Flugverkehr kann 
ganz verzichtet werden. Auch auf der 
Schiene wird Platz frei: Wenn der Trans- 
rapid der Eisenbahn den schnellen Per- 
sonenverkehr wegnimmt, können mehr 
Züge im Regional- und Güterverkehr 
eingesetzt werden. 

Konkurrenzlos leise 
In die Zentren der beiden Großstädte 
schwebt der Transrapid mit maximal 250 
km/h und ist leiser als die S-Bahn. Die 
berührungsfreie Technik entwickelt we- 
der Roll- und Antriebsgeräusche noch 
mechanischen Lärm. Selbst auf freier 
Strecke ist die Magnetschwebebahn mit- 
Tempo 400 nicht lauter als ein ICE mit 
Tempo 280. 

Solide gerechnet 
• Erstmals wird ein Verkehrsinfrastruk- 
turprojekt in „Public-Private-Partner- 
ship" realisiert, das heißt: Chancen und 
Risiken sind zwischen Bund, Deut- 
scher Bahn AG und Industrie fair 
verteilt. 
• Der Staat stellt zwar anfangs die 
Mittel für den Fahrweg zur Verfügung. 
Die Investitionen für die Strecke 
werden aber vollständig zurückge- 
zahlt. 

• Die Industrie beteiligt sich erstmals 
mit Eigenkapital an der Realisierung 
eines solchen Projekts. 
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Sparsamer 
Landverbrauch 

DerTransrapid-Fahrweg wird weit- 
gehend entlang von bereits vorhande- 
nen Verkehrswegen wie Autobahnen, 
Bundesstraßen und Schienenwegen 
verlaufen. Denn er nimmt hohe Stei- 
gungen und begnügt sich mit kleinen 
Kurvenradien. Der Bedarf an Grund und 
Boden für den Doppelspurfahrweg ist 
geringer als der für Bahntrassen und 
Autobahnen. 

Geringer Energie- 
verbrauch, weniger 
Schadstoffe 

Bei gleicher Leistung braucht der Trans- 
rapid weniger Energie als die ohnehin 
sparsame Eisenbahn, weit weniger noch 
als Automobil und Flugzeug. Ökologie 
und Ökonomie sind für ihn kein Gegen- 
satz. 

Strenger 
Wirtschaftlichkeits- 
maßstab 

Nach Untersuchungen unabhängiger 
Gutachter wird die Zahl der Passagiere 
jährlich zwischen 11,4 und 15,2 Millio- 
nen liegen. Daraus ergeben sich Erlöse 
zwischen 800 und 950 Millionen Mark. 
Die Erlöse decken sowohl die Betriebs- 
kosten der Deutschen Bahn AG als auch 
das Nutzungsentgelt für das Betriebssy- 
stem. 

Große Chancen auf den 
Exportmärkten 

Vor allem in den USA und in Asien 
herrscht schon jetzt großes Interesse 
am Transrapid. Die Chancen werden 
sich allerdings erst realisieren lassen, 
wenn Deutschland die Vorteile der 
neuen Bahn im eigenen Land unter 
Beweis stellen kann. 
Die japanische Magnetfahrtechnik ist ^ 
dem Transrapid dicht „auf den Fersen"- 
Schon im nächsten Jahr wird die Ent- 
Scheidung fallen, ob zwischen Tokio uno 
Osaka eine Anwendungsstrecke für das 
japanische System gebaut wird. 

Wie viele Arbeitsplätze 
werden durch den 
Transrapid geschaffen? 

Bundesverkehrsminister Matthias 
Wissmann: „Die Industrie geht davon 
aus, daß dieses Projekt allein in der 
Bauphase mehrere tausend Arbeitspia 
ze schafft. Davon profitieren werden 
nicht nur Beschäftigte der beteiligten 
Unternehmen, sondern auch Arbeitnen 

mer vor Ort im Nord-Osten Deutsch- 
lands entlang der Streckenführung." 

Und nach Abschluß der 
Baumaßnahmen? 

Wissmann: „In der Zeit nach Vollen- 
dung der Strecke ergibt sich ein Arbe' 
markteffekt von rund 4.500 Stellen. D 
Transrapid rauscht also nicht einfach 
den Menschen vorbei, sondern schaff 
langfristig Arbeitsplätze." 

Die erste Eisenbahn wurde 1825 in England gebaut. Von dort trat sie ihr 
Siegeszug um die Welt an. Genau 180 Jahre nach der legendären rv\ 
zwischen Stockton und Darlington wird der weltweit erste Transrap 
zwischen Hamburg und Berlin schweben. Damit beginnt eine neue Ära o 
spurgebundenen Verkehrs." 

Bundesverkehrsminister Matthias Wissma" 
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Was die Linken wirklich wollen 
Die politischen Wunschvorstellungen von SPD, 

Grünen und PDS 

Stichwort Transrapid 

SPD 
5'e SPD steht moderner 
^rkehrstechnologie im 
,, ®9e. In einem Beschluß 
^'56)desSPD-Bundes- 
Jarteitages in Hannover 
^2. bis 4. 12. 1997 
he'ßt es: 

"Die SPD lehnt das Pro- 
J:Kt einer Transrapid-Ver- 
L nc*ung zwischen Ham- 

Ur9 und Berlin ab." 

GRÜNE 
Die Grünen lehnen den 
Bau des Transrapid 
rigoros ab. In ihrem Wahl- 
programm heißt es: 
„Verkehrspolitisch sinnlos 
ist der Bau einer Trans- 
rapid-Strecke Hamburg- 
Berlin." 

PDS 
Die PDS ist gleichfalls 
gegen den Transrapid - 
und zwar grundsätzlich. 
In ihrem Entwurf zum 
Bundestagswahlpro- 
gramm fordert die PDS 
ausdrücklich „einschnei- 
dende Brüche" in der 
Energie- und Verkehrspo- 
litik: Es sollten nur noch 
„sinnvolle Bedürfnisse 
sparsam" befriedigt 
werden. - Es fragt sich 
nur, wer die festlegt. 

9un ^^^ 9eht es darum. nach neuen Chancen für Wachstum und Beschäfti- 
unS'Zu suchen, neue Zukunftsmärkte zu erschließen und dabei neue Strategien 
.^lechnologien konsequent anzuwenden. Die Entwicklung und praktische 
rf, ^ndung der Magnetschwebebahn Transrapid ist ein herausragendes Beispiel 
einn nster europäischer Technologie, das in der Verkehrs- und Wirtschaftspolitik 

lc|rucksvoll den Weg der Zukunft weist. 
^ sonders in Ländern mit einem hohen Lohnniveau wie der Bundesrepublik 
jfwUtschland können sich neue Beschäftigungsfelder nur erschließen, wenn 
F>r °

Vative und zukunftsorientierte Technologien so schnell wie möglich in neue 
aukte umgesetzt werden. 

•sere 

Jel<tronischi 
dessen: 

j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

jT-ONLINE 
*CDU# 

JX400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 

E-MAIL: post www.cdu.de 
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Materialien zur EURO-Aktion 
• Der EURO - 
Geschichte der 
Europäischen Einigung 
und ihre Lehren 
Broschüre, DINA5, 
16 Seiten 
Bestell-Nr. 5360 
Preis je 100 Expl.: 
30- DM 

• Der EURO - auf dem 
Weg zu einer gemein- 
samen Europäischen 
Währung, 
Broschüre DIN A5, 
16 Seiten 
Bestell-Nr. 5357 
Preis je 100 Expl.: 
30- DM 

Zehn gute Gründe für 
den EURO 
Faltblatt, 6 Seiten 
Bestell-Nr. 2172 
Preis je 100 Expl.: 
20- DM 

• Stimmen zum EURO 
Faltblatt, 6 Seiten 
Bestell-Nr. 2358 
Preis je 100 Expl.: 
20 - DM 

• Der EURO - 
Chance für den 
Mittelstand 
Faltblatt, 6 Seiten 
Bestell-Nr. 2356 
Preis je 100 
Expl.: 20- DM 
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I Leitfaden, EURO- 

!eser Leitfaden kann in 
! In2elexemplaren kosten- 
, s (solange Vorrat reicht) 

ei der CDU-Bundesge- 

PAvSSteMe Unter der 

JA-Nr.: 02 28/5 44-4 82 
gefordert werden. 

* p't für Europa ■ 
J^k für die Zukunft 
fi
0ster DIN A1 

|£stel|-Nr. 7347 
""je 50 Expl.: 30-DM reis 

Ä5.r Europa - 
F^arK für die Zukunft 
^ster DIN A0 
^teil-Nr. 7346 reis Je 50 Expl.: 60-DM 

Argumentations- 
karten der CDU 
zum Thema 

EURO 

CDU 

*A, 
Dj3iukaiten-Set 
C.Set enthält 13 
^rSr'

edene Arg u karten 
l(irdipTIe"en 'formation, 
^n^

D|skussionz.B. am 
als s^

Ssin9-Stand oder 
^rÄ2ettel für Redner. 
l3^DlNlang, 
C^en 
Cte||-Nr. 1359 reis )e 20 Sets: 19,50 DM 

i 

für die CDU 
sprechen 

sither in die Welt von mo^en 

CDU 
• Sieben gute Gründe für die CDU 
Bestell-Nr.: 2362 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 20,00 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

• Politik für Arbeitnehmer 
Mit dem Programm für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung hat die CDU-geführte Bundesregie- 
rung ein Gesamtkonzept umgesetzt, das Investi- 
tionen erleichtert und das Wachstum stärkt. Die 
Tarifpartner haben mit moderaten Lohnsteige- 
rungen in der Vergangenheit ihren Beitrag gelei- 
stet. Nur so können neue Arbeitsplätze geschaf- 
fen und bestehende Arbeitsplätze gesichert 
werden. Die wirtschaftlichen Daten belegen, 
daß dieser Weg richtig ist: ein im internationalen 
Vergleich hohes Wirtschaftswachstum, 
niedrige Zinsen und vor allem stabile Preise. 
Jetzt gilt es, dieses hohe Wachstum in neue 
Beschäftigung umzusetzen. 
Die vorliegende Broschüre enthält hierzu 
wichtige Neuregelungen, interessante 
Zahlen und Daten, die unsere Politik für 
Wachstum und Beschäftigung erläutern. 

Nitik 
fu'Arbeit- 

nel»nerinnen 
AL un(l 

Abnehmer 

Bestell-Nr.: 5330 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 39,00 DM 

Verbog micrter Preist 

CDU 
IS-Versandzentrum • Postfach 1164 

33759 Versmold • Fax (0 54 23) 41521 
E-Mail: georg.simon@bertelsmann.de 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 
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